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3. Die Wahrnehmung der Verantwortung für die Ge­
währleistung der Gesetzlichkeit wird zunehmend charakte­
risiert durch die enge Verbindung von schöpferischer Ge­
sellschaftsgestaltung, Rechtsverwirklichung und rechtli­
chem Schutz der gesellschaftlichen Verhältnisse, insbeson­
dere der Rechte und Interessen der Bürger.

4. Die vorbehaltlose Wahrnehmung der Verantwortung 
der Staatsorgane, Wirtschaftsorganisationen und ihrer Lei­
ter für die Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlich­
keit stimuliert das Vertrauen der Bürger zu ihrem Staat 
und zum Recht sowie eine aktive Mitgestaltung des staat­
lichen und gesellschaftlichen Lebens und die disziplinierte 
Erfüllung ihrer eigenen Pflichten.

Die auf den Leninschen Prinzipien beruhende sozia­
listische Gesetzlichkeit ist in die sozialistische Lebensweise 
eingegangen. Sie ist eine bedeutende politische und soziale 
Errungenschaft der Arbeiterklasse und verkörpert einen 
realen gesellschaftlichen Wert für jeden Bürger. Sie stellt 
hohe Anforderungen an die Leitungstätigkeit, die Einhal­
tung der Gesetze, die Staatsdisziplin. Leitungstätigkeit in 
Leninschem Sinne fußt unabdingbar auf der strikten Ein­
haltung der sozialistischen Gesetzlichkeit und dient ihr.

Demokratischer Zentralismus
und Einheit der sozialistischen Gesetzlichkeit

Die Einheit der sozialistischen Gesetzlichkeit ist Ausdruck 
und Verwirklichung des demokratischen Zentralismus als 
„bewährte Grundlage für den Aufbau, das Zusammenwir­
ken und die Tätigkeit aller Organe der sozialistischen 
Staatsmacht“.8 Die sozialistische Gesetzlichkeit dient der 
Durchsetzung der objektiven gesellschaftlichen Gesetzmä­
ßigkeiten. Sie hilft, die Einheit des gesellschaftlichen Fort­
schritts und die einheitliche Lösung aller gesellschaftlich 
bedeutsamen, grundsätzlichen Fragen zu sichern, und sie 
garantiert die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz. Des­
halb muß die sozialistische Gesetzlichkeit notwendiger­
weise einheitlich sein. Nach wie vor ist Lenins Forderung, 
„daß es nicht eine Kalugaer und Kasaner Gesetzlichkeit 
geben kann, sondern daß die Gesetzlichkeit für ganz Ruß­
land und sogar für die gesamte Föderation der Sowjetre­
publiken einheitlich sein muß“, auch für unsere Verhält­
nisse hochaktuell.9

Die Einheit der sozialistischen Gesetzlichkeit ist eine 
Grundfrage der Staatsdisziplin, eine Voraussetzung und 
zugleich wesentliche Grundlage jeder Eigenverantwortung. 
Eigenverantwortung ist immer Verantwortung, die vom 
Standpunkt der Gesamtpolitik der Partei ausgeht, die in 
den Gesetzen und anderen Rechtsvorschriften der Repu­
blik allgemeinverbindlich normiert ist. Daraus ergibt sich, 
daß die Verantwortung für die Gewährleistung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit die wachsende Rolle des demokra­
tischen Zentralismus ausdrückt. Demokratischer Zentra­
lismus erfordert zwingend, die sozialistische Staatsdiszi­
plin in jeder Hinsicht zu wahren. Das wiederum schließt 
unbedingte Gesetzlichkeit ein.

Die 10. Tagung des Zentralkomitees der SED hat diese 
Grundthesen unterstrichen. Die Forderung, Politik, Ideo­
logie und Ökonomie in ihrer Einheit entsprechend den 
gesamtgesellschaftlichen Erfordernissen zu behandeln, 
schließt die Unbedingte Beachtung der Gesetzlichkeit ein. 
Sie ist hervorragendes Instrument, diese Einheit zu ge­
währleisten und „das politisch verantwortungsbewußte 
Handeln für die Gesamtinteressen der Republik auf allen 
Ebenen zu stärken“.19 Die sozialistische Gesetzlichkeit 
stärkt die Bindung an das Gesamtinteresse der DDR, an 
die gesamtgesellschaftliche Verantwortung.11

Die Gesetze und anderen Rechtsvorschriften widerspie­
geln gesamtgesellschaftliche Erfordernisse und sind ver­
bindliche Grundlage aller Leitungsentscheidungen und 
Verhaltensweisen. Das Leninsche Prinzip der Einheit der 
sozialistischen Gesetzlichkeit wird verletzt, wenn Ressort­
interessen dem Gesamtinteresse gegenübergestellt oder gar

übergeordnet werden, wenn sog. örtliche Initiativen 
„außerhalb des Plans“ sich in Wirklichkeit gegen den Plan 
richten. Für solche Entscheidungen und Maßnahmen gibt 
es keine gesetzliche Grundlage, sie lassen sich auch nicht 
mit „Wahrnehmung der Eigenverantwortung“ begründen. 
Gesetz und Plan sind die verbindliche rechtliche Grund­
lage für die Leitung der ökonomischen und anderen ge­
sellschaftlichen Prozesse. Auch unter diesem Gesichtspunkt 
ist Lenins Hinweis aktuell, mit dem er das Wesen der Be­
ziehungen von demokratischem Zentralismus und sozia­
listischer Gesetzlichkeit charakterisiert: „Jede Fabrik, je­
des Dorf ist eine Produktions- und Konsumkommune, die 
das Recht und die Pflicht hat, auf ihre Art die allgemei­
nen sowjetischen Gesetzgebungsakte anzuwenden („auf 
ihre Art“ nicht im Sinne ihrer Verletzung, sondern im 
Sinne der Mannigfaltigkeit der Formen bei ihrer Durch­
führung) ...‘<12 Gerade dadurch bestimmte Lenin das We­
sen der Eigenverantwortung für die Durchsetzung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit. Bei ihr geht es um die 
schöpferische und wirksame Durchsetzung des Rechts un­
ter Ausschluß jeglicher Abweichung von den verbindlichen 
Rechtsnormen, wie und von wem sie auch begründet wer­
den mag.

Recht, Gesetzlichkeit und Leitungsprozeß sind so mit­
einander verbunden, daß erst in dieser Einheit eine den 
gesamtgesellschaftlichen Interessen entsprechende Lösung 
der volkswirtschaftlichen und sozialpolitischen Aufgaben 
ermöglicht wird. Die Verantwortung für die Gewährlei­
stung der sozialistischen Gesetzlichkeit steht nicht neben 
der Leitung des Reproduktionsprozesses, sondern ist ihr 
immanent. Das entspricht der Komplexität des Reproduk­
tionsprozesses und seiner sozialen Bedingungen und Ziele, 
macht einen Wesenszug sozialistischer Leitung aus.

„Unsere sozialistische Demokratie, die dem Volk erst 
wahre Entscheidungsfreiheit schafft, muß sich immer mit 
strengster gesellschaftlicher Disziplin verbinden, wenn 
nicht das örtliche oder betriebliche Interesse über die In­
teressen der Gesellschaft, die Tagesinteressen über die Zu­
kunftsinteressen die Oberhand gewinnen sollen.“13 Da­
mit wird das politische Wesen der Verantwortung der Lei­
ter für die Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlich­
keit im und durch den Leitungsprozeß charakterisiert. Die 
Verantwortung der Staatsorgane und ihrer Leiter schließt 
sowohl die Verantwortung für die Gesetzlichkeit ihrer Lei­
tungstätigkeit und des Leitungsprozesses ein als auch die 
Verantwortung dafür, durch den Leitungsprozeß die ge­
sellschaftlichen Verhältnisse gesetzlich zu gestalten und 
mit den zur Verfügung stehenden rechtlichen Mitteln zu 
schützen, denn Art. 19 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung legt 
für alle verbindlich fest, daß die DDR die sozialistische 
Gesetzlichkeit und die Rechtssicherheit gewährleistet.

Leitungsprozeß, Leitungsverantwortung 
und sozialistische Gesetzlichkeit * IX.

Die Verantwortung der Staatsorgane und der Leiter für 
die Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit ist 
ihrem Wesen nach politische Verantwortung. Im Prozeß 
der Vervollkommnung der sozialistischen Rechtsordnung 
zur Verwirklichung der Beschlüsse des VIII. und des
IX. Parteitages der SED ist diese Leitungsverantwortung 
umfassender, konkreter und als unabdingbarer verbind­
licher Inhalt jeder Leitungsverantwortung rechtlich ausge­
staltet worden. Die Verantwortung der Leiter für die Ge­
währleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit ist Bestand­
teil ihrer Verantwortung für die Beherrschung der zu lei­
tenden ökonomischen und sozialen Prozesse in ihrer Kom­
plexität, sowohl in ihrem alltäglichen Ablauf wie in ihrer 
perspektivisch orientierten planmäßigen Entwicklung. Zu­
gleich ist die rechtliche Verantwortung der Leiter für die 
Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit selbst 
komplexer Natur; erst ihre allseitige Verwirklichung als 
Bestandteil der Leitungstätigkeit — und nicht als Ressort-


